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Prinzipien zum Europäischen Familienrecht betreffend Ehescheidung und nachehelicher Unterhalt

Katharina Boele-Woelki, Utrecht und Dieter Martiny, Frankfurt (Oder)

I. Die Entwicklung europäischer Prinzipien 

1. Die europäische Dimension des Familien- und Erbrechts

In Anbetracht der schnellen Entwicklungen im europäischen internationalen Privat- und Verfahrensrecht mit familien- und erbrechtlichem Bezug
, hat die Offenheit gegenüber dem materiellen Familien- und Erbrecht in Europa zugenommen. Ein Zusammenspiel verschiedener Initiativen und Entwicklungen ist wahrzunehmen. An erster Stelle ist auf die Regensburger Symposien zum europäischen Familienrecht hinzuweisen, die seit mehr als zehn Jahren im zweijährigen Rhythmus über aktuelle Themen des Familien- und Erbrechts informieren
. Der Europarat
 und die Haager Konferenz für Internationales Privatrecht
 haben in wichtigen Bereichen des (internationalen) Familien- und Erbrechts Übereinkommen, Resolutionen und Prinzipien verabschiedet, die heute zum Gemeingut eines jeden Juristen gehören. Ferner sind die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte richtungweisend für das Familien- und Erbrecht der europäischen Rechtsordnungen. Auch in der Diskussion über eine Rechtsangleichung in Europa spielen sie eine wichtige Rolle.
 Darüber hinaus hat der Europäische Gerichtshof mehrmals entschieden, dass die Grundfreiheiten des Gemeinschaftsrechts auch im Familienrecht gelten
. Schließlich widmet die europäische rechtswissenschaftlichen Literatur der Rechtsvereinheitlichung und -angleichung im Familien- und Erbrecht zunehmend Aufmerksamkeit
. Auch die Commission on European Family Law (CEFL) hat sich zum Ziel gesetzt, einen Beitrag zur Entstehung eines europäischen Familienrechts zu leisten. Auf der von ihr in Utrecht im Dezember 2004 organisierten zweiten internationalen CEFL-Konferenz hat sie ihre ersten Prinzipien zum Europäischen Familienrecht betreffend Ehescheidung und nachehelicher Unterhalt vorgestellt
. In diesem Beitrag werden zunächst die Organisation, Zielsetzung und die Arbeitsmethode der CEFL erläutert
 und sodann die zwanzig Prinzipien vorgestellt, welche innerhalb von knapp vier Jahren von 26 Experten aus insgesamt 22 europäischen Ländern erarbeitet wurden. 

2. Organisation der CEFL

In Anbetracht der seit dem Ende der neunziger Jahre zunehmenden Europäisierung des Familienrechts wurde die CEFL im September 2001 in Utrecht von einigen Familienrechtler(innen)(n), die sich besonders der Rechtsvergleichung verschrieben haben, gegründet. Es handelt sich um eine rein wissenschaftliche Initiative, die keiner Institution oder Organisation untersteht. Bisher gehören der CEFL 26 Experten
 an, von denen sieben das Organisationskomitee
 bilden
. Einige der neuen Mitgliedstaaten der EU waren bereits von Anfang an beteiligt. Die Einbeziehung weiterer Mitgliedstaaten ist für Anfang 2006 vorgesehen. Auch Norwegen, die Schweiz und Russland sind wegen der dort erfolgten jüngsten Reformen des Familienrechts vertreten. Die Zusammenstellung der Expertengruppe und die Vorbereitung und Koordination ihrer Arbeit obliegt dem Organisationskomitee, dessen Mitglieder auch die CEFL-Konferenzen organisieren und welche die Endredaktion der CEFL-Veröffentlichungen, die in der von ihnen begründeten Reihe zum Europäischen Familienrecht erscheinen, vornehmen
. Des Weiteren bemüht sich das Organisationskomitee um die Finanzierung der Beratungstreffen. Die Europäische Kommission, nationale Forschungsprogramme und die organisierenden Universitäten haben die CEFL seit ihrer Entstehung finanziell unterstützt. Nur dank dieser europäischen Zusammenarbeit konnte die CEFL ihre ersten Ergebnisse effektiv und schnell erarbeiten.

3. Zielsetzung

Die Hauptaufgabe der CEFL besteht darin, Prinzipien zum Europäischen Familienrecht zu entwerfen. Adressat der CEFL-Prinzipien sind zunächst die nationalen und der europäische Gesetzgeber, die aufgrund ihrer demokratischen Legitimation eine Rechtsangleichung oder sogar eine -vereinheitlichung herbeiführen können. Insbesondere der nationale Gesetzgeber findet bei der Novellierung seines Familienrechts in den rechtsvergleichenden Arbeiten und Vorschlägen der CEFL Anregungen und Unterstützung. Erste Ergebnisse sind zu verzeichnen. Unlängst wurden die schottischen Parlamentsmitglieder anlässlich der geplanten Scheidungsrechtsreform
 in der von dem Scottish Parliament Information Centre erarbeiteten Gesetzeserläuterung eingehend unter Hinweis auf die CEFL-Länderberichte über die Scheidungsrechte in Europa informiert
. Der schottische Gesetzesvorschlag zielt auf eine Liberalisierung des Scheidungsrechts, wobei der von der CEFL erarbeitete europäische Vergleich sich geradezu anbietet. Auch viele Änderungsvorschläge des deutschen Referentenentwurfs zur Änderung des Unterhaltsrechts
 weisen inhaltliche Parallelen mit den CEFL-Prinzipien auf. So soll beispielsweise in § 1569 BGB der Grundsatz der Eigenverantwortung als neues Leitmotiv vorangestellt werden. In diesem Sinne ist bereits Prinzip 2:2 konzipiert (s. unten II 2). Bei der Rangfolge der Unterhaltsansprüche soll künftig der Kindesunterhalt Vorrang haben. Auch diese grundsätzliche Entscheidung findet sich im Prinzip 2:7. Ähnliches gilt für die Neufassung der negativen Härteklausel des § 1579 BGB. Der Unterhalt soll beschränkt oder versagt werden, wenn der Berechtigte in einer verfestigten Lebensgemeinschaft mit einem neuen Partner lebt. Prinzip 2:9(1) hat auch diese Regel als Ausgangspunkt gewählt (s. unten II 2). 

In bezug auf den Gemeinschaftsgesetzgeber wird bisher allgemein angenommen, dass seine Kompetenz sich auf grenzüberschreitende Sachverhalte begrenzt und sich daher nicht auf das materielle Familien- und Erbrecht bezieht. Zu bedenken gilt allerdings, dass die Kompetenznorm des Art. 65 iVm Art. 61 lit. c EG-Vertrag zwar von „Zivilsachen mit grenzüberschreitenden Bezügen“ spricht, jedoch eine Zeitbestimmung fehlt. Jeder interne Sachverhalt kann durch Änderung der Staatsangehörigkeit oder einen Aufenthaltswechsel Anknüpfungspunkte zu mehr als einer Rechtsordnung aufweisen. Um die Freizügigkeit der Personen zu garantieren, könnte die EU passende Maßnahmen ergreifen, die einen eventuellen Statusverlust, der beispielsweise aufgrund eines Aufenthaltswechsels eintritt,
 zu verhindern. Diese Gemeinschaftsmaßnahmen müssten sich dann auch auf das materielle Familien- und Erbrecht beziehen, soweit das vereinheitlichte Kollisionsrecht die Hindernisse für die Ausübung der Grundfreiheiten des EG-Vertrages nicht beseitigen kann
. Bisher hat – soweit ersichtlich - die Europäische Kommission eine derart weite Auslegung ihrer Zuständigkeit nicht vertreten. Anzunehmen ist, dass im Hinblick auf die gescheiterte EU-Verfassung vorerst Zurückhaltung geübt werden wird. Ob zu gegebener Zeit eine Rechtsangleichung der Familienrechte durch die Europäische Kommission vorangetrieben wird, ist damit eher von politischen Umständen als von einer juristisch-technischen Auslegung des Art. 65 EG-Vertrag abhängig. 

Eine weitere, insbesondere für die Praxis wichtige Zielsetzung des CEFL-Projekts besteht darin, dass das rechtsvergleichende Material nicht nur gedruckt, sondern auch auf der CEFL-website
 zugänglich ist. Die von der CEFL errichtete Datenbank zum europäischen Familienrecht ist einzigartig. Der kostenlose Zugang, ermöglicht einen schnellen Zugriff auf das Scheidungs- und Kindschaftsrecht der bisher 22 vertretenen Rechtsordnungen
. Alle Länderberichte sind in englischer Sprache zugänglich, während die relevanten Gesetzesbestimmungen in deutscher, englischer oder französischer Sprache in den jeweiligen Anhängen zusammengestellt worden sind. 
4. Methodische Fragen

Das CEFL-Organisationskomitee hat sich unmittelbar nach seiner Gründung ausführlich den methodischen Problemen zugewandt. Auch die erste CEFL-Konferenz im Dezember 2002 war vor allem der Frage gewidmet, ob und wie eine Harmonisierung des Familienrechts gelingen kann
. Bei der Diskussion über die Notwendigkeit einer Rechtsangleichung spielt das oft gehörte Argument der Eigenheit der nationalen Familienrechte, die auf der Tradition und Kultur gegründet seien und die sich daher nicht für eine Rechtsangleichung weder top-down noch bottom-up eignen würden, eine gewichtige Rolle. Nach Auffassung der CEFL werden jedoch die Familienrechtssysteme in Europa in zunehmenden Maße nicht mehr von den kulturellen und religiösen Faktoren eines Landes geprägt
, sondern vielmehr von sozialen, wirtschaftlichen und politischen Umständen. Die grundlegenden Änderungen in den europäischen Familienrechten und deren Häufigkeit in den letzten Jahrzehnten sind Indizien dafür, dass die nationalen Gesetzgeber teilweise sensibel auf gesellschaftliche Veränderungen reagiert haben. Die Liberalisierung der Ehescheidungsrechte und die rechtliche Anerkennung gleichgeschlechtlicher Lebenspartner sind dafür als Beispiele anzuführen. Seit den ersten Kodifikationen des Familienrechts ist in vielen kontinentaleuropäischen Ländern kein Stein mehr auf dem anderen geblieben. 

In bezug auf die Arbeitsweise der CEFL sind inzwischen nach Fertigstellung der ersten Prinzipien insgesamt sechs Schritte zu unterscheiden. Der erste Schritt umfasst die Wahl und die Abgrenzung der Arbeitsgebiete. Auf der Grundlage allgemeiner rechtsvergleichender Kenntnisse im Familienrecht wird untersucht, in welchen Bereichen eine Rechtsangleichung in Europa möglich wäre. In bezug auf welche Fragen könnten gemeinsame Prinzipien erarbeitet werden? Aufgrund dieser Voruntersuchung hat sich die CEFL zunächst für die Ehescheidung und den nachehelichen Unterhalt entschieden. In diesen Bereichen ist einerseits eine wachsende Konvergenz festzustellen, anderseits ist ein Zusammenhang mit der Brüssel II-Verordnung – heute Brüssel IIa - gegeben. Dies gilt auch für die elterliche Verantwortung, die als zweites Arbeitsgebiet gewählt wurde
. Als drittes Thema wurden bereits die informellen dauerhaften Lebensgemeinschaften anvisiert. Der zweite Schritt besteht in der Ausarbeitung eines Fragebogens. Der erste und zweite Fragebogen umfasst jeweils 105 Fragen (Scheidung und nachehelicher Unterhalt) beziehungsweise 62 Fragen (elterliche Verantwortung). Bei der Zusammenstellung der Fragen wird der funktionale Ansatz verwendet. Die Fragebogen wurden ausschließlich den CEFL-Experten zur Beantwortung vorgelegt, die einen Länderbericht für ihre Rechtsordnung erstellt haben. Damit war der dritte Schritt erreicht. Bei der Beantwortung der Fragebögen haben sich die Experten bemüht, nicht nur das geschriebene Recht (law in the books), sondern auch die tatsächliche Anwendung der Vorschriften in der Praxis (law in action) zu berücksichtigen. Der vierte Schritt umfasst die Sammlung und Verbreitung des rechtsvergleichenden Materials. Die 22 Länderberichte zum ersten und zweiten Arbeitsgebiet sind elektronisch auf der website der CEFL zugänglich. Zusätzlich sind integrierte Fassungen der Länderberichte, die entsprechend den Fragen geordnet sind, erschienen
. Diese integrierten Veröffentlichungen ermöglichen einen direkten und einfachen Vergleich der verschiedenen nationalen Lösungen. Der fünfte Schritt ist der wohl schwierigste, jedoch mit Hinblick auf die Zielsetzung ergiebigste Schritt: Auf der Grundlage der Länderberichte werden die Prinzipien zum europäischen Familienrecht konzipiert. Die sieben Mitglieder des Organisationskomitees bereiten einen Entwurf vor, der mit den Experten ausführlich besprochen wird. Die ersten Entwürfe zur Ehescheidung und dem nachehelichen Unterhalt wurden im März 2003 in Utrecht und im März 2004 in Frankfurt (Oder) diskutiert. Das nächste Treffen ist der elterlichen Verantwortung gewidmet und findet im Dezember 2005 in Uppsala statt. Die ausführlichen Beratungen erweisen sich als außerordentlich fruchtbar. Zum einen wird ein eventuell falsches Verständnis der Länderberichte korrigiert, zum anderen werden neue Argumente für oder gegen ein Prinzip und dessen Begründung beleuchtet und gegeneinander abgewogen. Die bisher stattgefundene Konsultation der Experten hat in einigen Fällen zu einer grundlegenden Änderung und damit Vereinfachung der vorgeschlagenen Prinzipien geführt. So wurde der in nahezu allen Rechtsordnungen geltende Ehescheidungsgrund der dauerhaften Zerrüttung nicht übernommen (s. unten II 1). Der sechste und letzte Schritt ist die Veröffentlichung der Prinzipien, die insgesamt aus drei Teilen besteht: (1) dem Text der Prinzipien; (2) den vergleichenden Übersichten, in denen ausführlich auf die Länderberichte verwiesen wird und (3) den Begründungen, welche die Prinzipien erläutern. Obwohl im Anhang dieses Beitrages die Prinzipien in deutscher Sprache abgedruckt sind, sind zum richtigen Verständnis die rechtsvergleichenden Übersichten und Begründungen unentbehrlich. Diese sind bislang nur in englischer Sprache erschienen, während der Text der Prinzipien von den Mitgliedern des Organisationskomitees zusätzlich bereits in deutscher, französischer, niederländischer, schwedischer und spanischer Sprache verfasst worden ist
. 

5. Der Entwurf der Prinzipien: common core und/oder better law? 

Die Rechtsinstitute, Rechtsgrundsätze und Normen der verschiedenen Rechtssysteme sind Ausdruck einer jeden Rechtsordnung. Eine Beurteilung dieser Werte (Evaluation) findet notwendigerweise in der Entwurfsphase der Prinzipien statt. Bei der Beurteilung und Abwägung gibt es augenscheinlich weder eine allgemeine Wertordnung noch einen objektiven Maßstab; ein gewisses Maß an Subjektivität kann nicht vermieden werden
. Auf der Gründungskonferenz der CEFL im Dezember 2002 wurde ausführlich über die Frage diskutiert, wie die Rechtsangleichung des Familienrechts in Europa erfolgen sollte
. Sollten aus methodischer Sicht nur gemeinsam vorhandene Lösungen (common core) übernommen werden oder sollte nicht auch die Entwicklung einer besseren Lösung (better law) erwogen werden? Letzteres scheint unerlässlich zu sein, wenn ein hohes Maß an Modernität erreicht werden soll. Beim Entwurf der Prinzipien zum europäischen Familienrecht wurde jedoch deutlich, dass eine grundsätzliche Wahl zwischen der common core und der better law Methode nicht notwendig war. Auch eine Kombination beider Methoden ist erfolgt. 

Der Vergleich der nationalen Lösungen ergab folgende Ergebnisse. In den Fällen, in denen eine Lösung festgestellt werden konnte, die in einer überwiegenden Anzahl der Rechtsordnungen bevorzugt wird, hätte die CEFL diese Lösung übernehmen können. Dabei stellte sich jedoch die Frage, ob diese gemeinsame Antwort auch tatsächlich die beste Lösung darstellt. Dies war nach Auffassung der CEFL nämlich nicht immer der Fall. Der CEFL wäre Kurzsichtigkeit vorgeworfen worden, wenn sie die common core Lösungen nicht auch evaluiert hätte. Rechtsvergleichung erfolgt nämlich nicht im Wege einer einfachen Addition oder Subtraktion der Antworten, die in den nationalen Rechtsordnungen zu finden sind. Die Evaluation einer common core Lösung hat in einigen Fällen tatsächlich dazu geführt, dass sie als beste Lösung gewertet und somit als CEFL-Prinzip formuliert wurde; in anderen Fällen wurde davon jedoch abgewichen und stattdessen eine andere, nach Auffassung der CEFL bessere Lösung gewählt. Es hat sich gezeigt, dass zu sehr vielen Fragen, auch zum nachehelichen Unterhalt, eine gemeinsame Lösung in den nationalen Systemen gefunden werden konnte
. In den Bereichen, wo keine gemeinsame Lösung festgestellt werden konnte, wurden die verschiedenen Antworten gegeneinander abgewogen, um letztendlich diejenige Lösung zu wählen, welche mit den übrigen CEFL-Prinzipien im Einklang steht. Obwohl in einigen Fällen eine gemeinsame Lösung ermittelt werden konnte oder sich eine bessere Lösung angeboten hatte, entschied die CEFL gleichwohl, dass diese Fragen nicht von den Prinzipien erfasst, sondern dem nationalen Recht überlassen werden sollten. Zu dieser Kategorie gehören alle prozessrechtlichen Aspekte und beispielsweise auch die Feststellung, wann von einem Kind oder einer dauerhaften Lebensbeziehung gesprochen werden kann. Bezüglich der scheidungs- und unterhaltsrechtlichen Fragen, die auf der Grundlage des vergleichenden Materials gewählt worden sind, können insgesamt fünf Ansätze unterschieden werden: 

1. Eine gemeinsame Lösung konnte festgestellt werden. Sie wurde als beste Lösung gewählt.

2. Eine gemeinsame Lösung konnte festgestellt werden. Es wurde allerdings eine bessere Lösung gewählt.

3. Eine gemeinsame Lösung konnte festgestellt werden. Die Lösung wurde jedoch dem nationalen Recht überlassen.

4. Keine gemeinsame Lösung konnte festgestellt werden. Die beste Lösung wurde gewählt.

5. Keine gemeinsame Lösung konnte festgestellt werden. Die Lösung wurde dem nationalen Recht überlassen. 

Es ist für die CEFL oberstes Gebot, den Inhalt ihrer Prinzipien ausführlich zu begründen. Nur auf diese Weise gewinnen sie an Überzeugungskraft. Daher wird dem Nachweis der Herkunft eines Prinzips und der Begründung seines Inhaltes viel Aufmerksamkeit gewidmet. Der zweite und vierte Ansatz, der zur Übernahme der besseren Lösung führt, verlangt – so lehrt die Erfahrung - jedoch mehr Argumente bezüglich der getroffenen Wahl als in den drei anderen Fällen. Dabei müssen die Kriterien, die der Entscheidung zugrunde gelegt worden sind, ausdrücklich genannt werden. Die CEFL hat sich bemüht, den gesamten Entscheidungsprozess – die Abwägung der Vor- und Nachteile jeder Lösung - soweit wie möglich sichtbar zu machen. Aus diesem Grund ist den CEFL-Prinzipien zunächst eine Präambel vorangestellt, in der die allgemeinen Erwägungen und Wünsche der CEFL als Ausgangspunkte angegeben sind. In den Begründungen zu jedem CEFL-Prinzip sind die betreffenden Evaluationskriterien – wie beispielsweise die einverständliche Scheidung sollte bevorzugt werden - und die erfolgte Abwägung zu finden. Die ausführlichen comparative overviews bauen auf den Länderberichten zum Fragebogen auf. Erst dann werden die eigentlichen Prinzipien in comments erläutert.
II. Die Prinzipien zur Ehescheidung und zum nachehelichen Unterhalt

Außer ihrer einleitenden Präambel umfassen die CEFL-Prinzipien zwei Teile, nämlich die Ehescheidung
 selbst und den nachehelichen Unterhalt
. Die Präambel erwähnt nicht nur die Notwendigkeit einer europäischen Rechtsangleichung, sondern nimmt auch auf die Freizügigkeit der Personen in Europa Bezug. Inhaltlich geht es um die Interessen der Ehegatten und der Gesellschaft; als Gesichtspunkte werden aber auch die tatsächliche Gleichheit der Geschlechter und das Kindeswohl genannt.

1. Ehescheidung

Nach einer Einleitung wird die Scheidung in drei Kapiteln näher behandelt. Kapitel I betrifft einige allgemeine Grundsätze, Kapitel II die einverständliche Scheidung, Kapitel III sodann die Ehescheidung ohne Einverständnis des anderen Teils. Die Ehescheidung wird zwar in allen Mitgliedstaaten der EU (und auch in Norwegen, der Schweiz und Russland)  - mit Ausnahme von Malta – zugelassen; insoweit besteht ein common core. Allerdings sind die Scheidungsvoraussetzungen mit den jeweiligen Zerrüttungs- und Verschuldenselementen recht unterschiedlich ausgestaltet
. Die Prinzipien beabsichtigen insgesamt - in Übereinstimmung mit der nationalen europäischen Rechtsentwicklung - eine Erleichterung der Scheidung. Allerdings wird eine Scheidung allein durch Erklärung der Ehegatten nicht zugelassen, die Entscheidung einer zuständigen Stelle, d.h. eines Gerichts oder einer Behörde, wird verlangt (Prinzip 1:2). Ferner sehen die CEFL-Prinzipien eine Kontrolle bezüglich der Scheidungsfolgen durch die nach nationalem Recht zuständige Stelle, vor allem im Kindesinteresse, vor. Zugelassen wird eine einverständliche Scheidung sowie eine Scheidung ohne Einverständnis des anderen Teils (Prinzip 1:3). Darin liegt eine Absage an den Ansatz einer ganzen Reihe von Rechtsordnungen, welche noch mehrere Scheidungsarten, insbesondere Verschuldens- und Zerrüttungsscheidung, unterscheiden (z.B. Frankreich, Österreich). Auch eine förmliche Trennung von Tisch und Bett ist nicht vorgesehen.

Eine einverständliche Ehescheidung kennen bislang nur einige Rechtsordnungen wie Belgien und Frankreich. Auch das schweizerische Recht lässt eine Scheidung auf gemeinsames Begehren zu (Art. 111 ZGB). Das geltende deutsche Recht kennt zwar nur eine Zerrüttungsscheidung, lässt bei Einverständnis der Ehegatten aber eine Trennungszeit von nur einem Jahr genügen (§ 1566 Abs. 1 BGB). Im Hinblick auf die zunehmende Verbreitung der einverständlichen Scheidung sowie die wünschenswerte Einigung der Beteiligten selbst stellen die CEFL-Prinzipien die einverständliche Scheidung an den Anfang, (Prinzip 1:4(1) S. 1). Eine bestimmte Ehedauer oder eine tatsächliche Trennungszeit werden nicht vorgeschrieben (Prinzip 1:4(1) S. 2). Als Schutz vor Übereilung ist – ähnlich wie im finnischen und schwedischen Recht
 - lediglich eine Überlegungsfrist ab Einleitung des Scheidungsverfahrens vorgesehen. Haben die Ehegatten Kinder unter sechzehn Jahren und haben sie sich über die Scheidungsfolgen geeinigt, so gilt eine dreimonatige Überlegungsfrist, vor deren Ablauf keine Scheidung ausgesprochen werden kann. Mangels Einigung beträgt die Frist sechs Monate (Prinzip 1:5(1)). Ebenso ist es bei kinderlosen Ehepaaren ohne eine solche Einigung. Keine Überlegungsfrist besteht dann, wenn die Ehe kinderlos geblieben und eine Einigung über die Scheidungsfolgen erfolgt ist (Prinzip 1:5(2)).

Mit der Erleichterung der Scheidung selbst bleibt als Hindernis letztlich nur die Regelung der Folgen. Die Einigung über die Folgen betrifft vor allem die elterliche Verantwortung (insbesondere Sorge- und Umgangsrecht), den Kindesunterhalt, aber auch das eheliche Vermögen und den nachehelichen Unterhalt (Prinzip 1:6(1)). Die CEFL-Prinzipien versuchen zwar soweit wie möglich, die Scheidung und die Einigung über die Folgen zu entkoppeln. Sie unterscheiden aber zwischen den Kindern und den Ehegatten und sehen für erstere eine Kontrolle durch die zuständige Stelle vor. Im Hinblick auf die elterliche Verantwortung und den Kindesunterhalt ergeht in jedem Fall eine behördliche bzw. gerichtliche Entscheidung (Prinzip 1:7(1) S. 1). Bezüglich der güterrechtlichen und unterhaltsrechtlichen Folgen für die Ehegatten kann mangels Einigung ebenfalls eine Entscheidung erfolgen (Prinzip 1:7(3)).

Die CEFL-Prinzipien gehen ferner davon aus, dass – wie schon bislang nach den nationalen Rechten - eine Prüfung der Vereinbarung durch die nationalem Recht zuständige Stelle erfolgt. Sind Kindesinteressen betroffen, so sind die Prinzipien verhältnismäßig restriktiv. Die Vereinbarung ist nicht ohne weiteres bindend, sie wird im Rahmen des Kindeswohls lediglich „in Betracht gezogen“ (Prinzip 1:7(1)). Bezüglich der güterrechtlichen und unterhaltsrechtlichen Folgen für die Ehegatten ist lediglich die „Gültigkeit der Vereinbarung“ zu prüfen (Prinzip 1:7(2)). Bei nur teilweiser oder gänzlich fehlender Vereinbarung der Ehegatten über die Folgen trifft die zuständige Stelle eine Entscheidung (Prinzip 1:7(3)). Damit ist – ähnlich wie heute schon in der Schweiz bei Teileinigung (Art. 112 ZGB) - eine einverständliche Scheidung auch ohne eine Einigung der Ehegatten bezüglich der Folgen möglich.

Die Scheidung ohne Einverständnis des anderen Ehegatten ist in drei Prinzipien verhältnismäßig kurz geregelt; sie kann nach einjähriger tatsächlicher Trennung erfolgen (Prinzip 1:8). Bei einer außergewöhnlichen Härte für den Antragsteller kann auf die Trennungszeit verzichtet werden (Prinzip 1:9). Eine Neuerung stellt der Verzicht auf eine Prüfung der Zerrüttung der Ehe dar. Die Mehrzahl der untersuchten Rechtsordnungen kennt zwar eine Zerrüttungsscheidung. Es hätte daher nahe gelegen, dies als common core festzuschreiben. Allerdings ist nicht zu verkennen, dass die Prüfung der Zerrüttung außer einem regelmäßig zusätzlichen Zeitelement in den nationalen Rechten zunehmend an Inhalt verloren hat. Die Feststellung von Eheverfehlungen, aber auch eine nähere Untersuchung der ehelichen Beziehungen und persönlichen Verhältnisse wird als nicht mehr zeitgemäß empfunden. Die nationalen Sachverständigen haben daher nahe gelegt, auf eine Festlegung auf das Zerrüttungsprinzip zu verzichten (vgl. oben I 4). Die Prinzipien lassen es folglich bei dem objektiven Kriterium einer tatsächlichen Trennung bewenden; dieses ist ausreichend für die Scheidung. Verglichen mit den meisten Rechtsordnungen stellt die Verkürzung auf nur ein Jahr eine wesentliche Erleichterung dar. Die Jahresfrist dürfte lang genug sein, um von einem Scheitern der Ehe ausgehen zu können. Es ist anzunehmen, dass auch in den nationalen Rechtsordnungen noch weitere Verkürzungen der bisherigen Trennungsfristen stattfinden werden. Das geltende deutsche Recht lässt eine Jahresfrist bislang nur bei einem gemeinsamen Scheidungsantrag genügen (§ 1566 Abs. 1 BGB), in anderen Fällen werden grundsätzlich drei Jahre verlangt (§ 1566 Abs. 2 BGB).

Prinzip 1:10 unterscheidet ebenso wie Prinzip 1:7 bezüglich der Entscheidung über die Folgen zwischen den Kindern und den Ehegatten. Soweit notwendig, wird über die elterliche Verantwortung und den Kindesunterhalt entschieden. Vereinbarungen der Ehegatten sind zwar möglich, werden aber nur „in Betracht gezogen“, soweit dies dem Kindeswohl entspricht. Es kann ebenfalls über die wirtschaftlichen Folgen für die Ehegatten entschieden werden. Zulässige Vereinbarungen der Ehegatten werden gleichfalls in Betracht gezogen (Prinzip 1:10(2)).

2. Nachehelicher Unterhalt

Den nachehelichen Unterhalt regeln die CEFL-Prinzipien in drei Kapiteln: Allgemeine Grundsätze (Kapitel I), Voraussetzungen für die Gewährung von Unterhalt (Kapitel II) sowie „besondere Fragen“ (Kapitel III). Die Einführung erläutert, dass sich die Scheidungsfolge des nachehelichen Unterhalts nicht einfach von anderen Fragen isolieren lässt. Sie steht einmal neben dem Ehegüterrecht und dem Versorgungsausgleich etwa des deutschen und des niederländischen Rechts. Diese Rechtsinstitute betreffen ebenfalls Leistungen an den geschiedenen Ehegatten und dienen dem Ausgleich ehebedingter Nachteile bzw. der Teilhabe am Vermögen des anderen. Manche Rechtsordnungen, wie insbesondere das englische Recht, neigen zu einer Gesamtschau der Scheidungsfolgen
. Ferner gibt es vielfache Bezüge zum Sozialrecht sowie zur Arbeitsmarktpolitik. Je mehr insbesondere geschiedenen Müttern öffentliche Hilfen geleistet werden und ihnen der Zugang zum Arbeitsmarkt offen steht, desto geringere Erwartungen können an den nachehelichen Unterhalt gerichtet werden. Hinzu kommen vielfache Bezüge zum Verwandtenunterhaltsrecht. Das Fehlen von Unterhaltsansprüchen Erwachsener gegen ihre Eltern bzw. ihre Kinder im englischen Recht und in den nordischen Rechten lässt bestimmte Probleme des Zusammentreffens mehrerer Berechtigter bzw. Verpflichteter gar nicht erst entstehen
. Hinzu kommt, dass Unterhaltsfragen in einen unterschiedlichen verfahrensmäßigen Zusammenhang eingebunden sind. 

Die CEFL-Prinzipien gehen folglich davon aus, dass es zumindest zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu früh wäre, eine Art Allgemeinen Teil des Unterhaltsrechts zu formulieren. Beispielsweise wird die Abänderbarkeit von Unterhaltsentscheidungen nach nationalem Recht vorausgesetzt. Aber auch allgemeingültige Details des nachehelichen Unterhalts lassen sich nur schwer festlegen. Für die Vermeidung weit reichender Festlegungen sprach ferner, dass sich die Länderberichte im Wesentlichen auf den nachehelichen Unterhalt als solchen beschränkt haben. Die Aussagen der Prinzipien sind daher auf einige unterhaltsrechtliche Eckpunkte begrenzt (s. oben I 5). Die Erläuterungen beschränken sich zudem häufig darauf, auf das nationale Recht zu verweisen, dessen Besonderheiten dargestellt werden.

Zunächst stellen die CEFL-Prinzipien klar, dass der nacheheliche Unterhalt nicht von der Form der Scheidung abhängt; er wird für einverständliche und streitige Scheidung gleich beurteilt (Prinzip 2:1). Damit wird die Ausgestaltung der Unterhaltsfolgen nach Scheidungsart, wie sie manchen Rechtsordnungen (z.B. Frankreich, Österreich) noch bekannt ist, überwunden. Eine weitere Grundentscheidung betrifft die Frage, wann Unterhalt zuerkannt werden soll. Zwar wurde kein Regel-Ausnahme-Verhältnis formuliert. Entsprechend dem in den nationalen Rechten schon bisher verankerten, wenngleich unterschiedlich streng durchgeführten Grundsatz der Selbstverantwortung wird aber grundsätzlich erwartet, dass jeder Ehegatte nach der Scheidung für sich selbst sorgt (Prinzip 2:2). Die klassischen unterhaltsrechtlichen Kriterien der Bedürftigkeit des Berechtigten und der Leistungsfähigkeit des Verpflichteten sind Ausgangspunkt auch des nachehelichen Unterhalts (Prinzip 2:3). Anders als die §§ 1570 ff. BGB des deutschen Rechts verzichten die CEFL-Prinzipien allerdings darauf, eine Reihe eigenständiger Ansprüche etwa für den Fall der Kinderbetreuung, des Alters oder der Krankheit zu formulieren. Stattdessen gewähren sie nur einen einzigen Anspruch. Die Prinzipien nennen – nicht abschließend - eine Reihe von Faktoren für die Beurteilung von Unterhaltsansprüchen (Prinzip 2:4). Dazu gehören das Alter, der Gesundheitszustand und die Erwerbsmöglichkeit der Ehegatten. Dies entspricht dem Vorrang der Eigenverantwortung. An zweiter Stelle wird die Sorge für die Kinder genannt, welche einen besonders häufigen Fall bildet, ohne dass ein selbständiger Anspruch auf Unterhalt wegen Kinderbetreuung formuliert würde. Auf den Verlauf der Ehe bezogen und ehebedingte Nachteile ausgleichend sind die Aufteilung der Pflichten während der Ehe sowie die Dauer der Ehe. Erst an letzter Stelle werden die Lebensverhältnisse während der Ehe, die in den europäischen Rechtsordnungen unterschiedliches Gewicht haben, genannt. Wenngleich die Aufzählung eine gewisse Gewichtung erkennen lässt, wurde von einer weiteren Präzisierung abgesehen. Die ökonomische Situation der geschiedenen Ehegatten hängt stark von den rechtlichen und sozialen Verhältnissen des einzelnen Landes ab, ob es nun um den Zugang zum Arbeitsmarkt, die Kinderbetreuung oder die eigene Versorgung geht. Auch eine neue Ehe oder dauerhafte Lebensgemeinschaft wird in Prinzip 2:4 als Faktor des Unterhalts genannt, da sie die Unterhaltshöhe beeinflussen kann. Die eigentliche Unterhaltsbemessung wird, wie bei Prinzip 2:4 näher erläutert, dem nationalen Recht überlassen. Die Berechnung des Anteils des geschiedenen Ehegatten hängt ebenso wie der Eigenbedarf des Unterhaltspflichtigen von anderen unterhalts- und sozialrechtlichen Fragen ab.

Da eine Einmalleistung in den nationalen Rechten ganz überwiegend möglich ist (etwa in Form der prestation compensatoire des französischen Rechts), in der Durchführung aber häufig auf Schwierigkeiten stößt, lehnen die CEFL-Prinzipien den Gedanken eines clean break zwar nicht ab. Sie gehen aber im Grundsatz von laufenden Unterhaltsleistungen aus. Dementsprechend wird eine Unterhaltsgewährung im Voraus angeordnet (Prinzip 2:5(1)). Allerdings kann auch eine Unterhaltsabfindung auf Antrag – und zwar beider Teile - angeordnet werden (Prinzip 2:5(2)).

Bei einer Verschuldensscheidung schließt das Verschulden des Bedürftigen einen Unterhaltsanspruch regelmäßig aus, während bei einer Zerrüttungsscheidung ein eigener Ausschlusstatbestand notwendig ist. Auch die CEFL-Prinzipien verzichten nicht auf eine unterhaltsrechtliche Härteklausel. In Fällen außergewöhnlicher Härte für den unterhaltsverpflichteten Ehegatten kann der Unterhalt wegen des Verhaltens des unterhaltsberechtigten Ehegatten versagt werden (Prinzip 2:6). Freilich soll dafür lediglich extremes Fehlverhalten in Betracht kommen; die Scheidungsschuld darf auf diesem Wege nicht wieder eingeführt werden.

Als „besondere Fragen“ werden Rangfragen, die zeitliche Begrenzung und Beendigung der Unterhaltspflicht sowie Unterhaltsvereinbarungen zusammengefasst. Beim Zusammentreffen des nachehelichen Unterhalts mit dem Minderjährigenunterhalt genießt letzterer Vorrang (Prinzip 2:7(a)). Diese Abweichung vom geltenden deutschen Recht (vgl. § 1609 Abs. 2 BGB) sieht inzwischen auch ein deutsches Reformvorhaben vor (s. oben I 3). Bezüglich des Verhältnisses zwischen dem Anspruch des geschiedenen und des neuen Ehegatten ist vorgesehen, dass die Verpflichtung gegenüber einem neuen Ehegatten „zu berücksichtigen“ ist (Prinzip 2:7(b)). Der weitgehende Unterhaltsvorrang des geschiedenen Ehegatten wie nach dem noch geltenden deutschen Recht (vgl. § 1582 BGB)
 hat angesichts des Schutzes auch der zweiten Familie sowie des international weitverbreiteten Gleichrangs der Ehegatten bzw. des teilweise sogar befürworteten Vorranges des neuen Ehegatten (England und Schweden) nicht zu überzeugen vermocht. Im Übrigen sind die CEFL-Rangregeln, vor allem wegen der tief greifenden nationalen Unterschiede beim Erwachsenenunterhalt, dessen Verhältnis zum nachehelichen Unterhalt ja klarzustellen wäre, rudimentär geblieben.

Im Interesse einer möglichst endgültigen Abwicklung der Scheidungsfolgen und im Hinblick auf den Grundsatz der Eigenverantwortung ist eine zeitliche Begrenzung des nachehelichen Unterhalts nach Prinzip 2:8 die Regel, eine unbefristete Gewährung hingegen die Ausnahme. Zwar kennt nur eine Minderheit der Rechtsordnungen (z.B. Dänemark und die Niederlande) eine gesetzliche Höchstgrenze, gleichwohl ist auch in anderen Rechtsordnungen die richterliche Tendenz zur Befristung nicht zu übersehen. Geregelt ist auch das Erlöschen der Unterhaltsberechtigung. Der nacheheliche Unterhalt entfällt nicht nur bei Wiederheirat des Berechtigten. Auch das Bestehen einer dauerhaften Lebensgemeinschaft kann – obwohl auch die CEFL-Prinzipien die nichteheliche Lebensgemeinschaft einstweilen aussparen und die nationalen Rechtsordnungen regelmäßig keinen Unterhaltsanspruch des Lebensgefährten vorsehen - einen solchen Grund bilden (Prinzip 2:9). Hauptgrund dafür ist die Gleichstellung der faktischen Verbindung mit der Ehe. Die engere Beziehung zu dem neuen Partner und der regelmäßige Vorteil der Versorgung, zumindest aber günstigerer Lebensführung, sprechen für den Wegfall der Verpflichtung. 
Die CEFL-Prinzipien gehen auch für den nachehelichen Unterhalt von der grundsätzlichen Zulässigkeit und Erwünschtheit von Unterhaltsvereinbarungen aus
. Allerdings machen auch hier die schon genannten vielfältigen Bezüge zu anderen Rechtsgebieten Schwierigkeiten. Hinzu kommt, dass die nationalen Rechtsordnungen unterschiedlich streng sind. Es bestehen beträchtliche Unterschiede bezüglich der Freiheit der Ehegatten, einer Genehmigungsfähigkeit der Vereinbarung, des Prüfungsmaßstabs und des Verfahrens einer Kontrolle. Hinzu kommt, dass solche Vereinbarungen an unterschiedlichen Zeitpunkten geschlossen werden können und dabei das Problem späterer tatsächlicher Veränderungen auftaucht. Daher gehen die CEFL-Prinzipien auch hier nicht ins Detail und überlassen die Einzelheiten dem jeweiligen nationalen Recht. Eine Unterhaltsvereinbarung wird – einschließlich eines Verzichts - grundsätzlich gestattet (Prinzip 2:10(1)). Eine Kontrolle der Vereinbarung wird jedenfalls in Bezug auf ihre „Gültigkeit“, d.h. ihre materielle Wirksamkeit, zugelassen (Prinzip 2:10(3)). Dies ist als Mindestvoraussetzung etwa im Hinblick auf Sittenwidrigkeit und Willensmängel gedacht. Damit ist eine Inhaltskontrolle, wie sie inzwischen auch von der heutigen deutschen Rechtsprechung vorgenommen wird
, abgedeckt. Obwohl die nationalen Rechtsordnungen überwiegend keine Form der Vereinbarung vorschreiben, schien den CEFL-Prinzipien wegen der großen Bedeutung solcher Vereinbarungen eine besondere Form notwendig zu sein. Daher wird Schriftform verlangt (Prinzip 2:10(2)).

III. Schluss

Galt bis vor nicht allzu langer Zeit der Gedanke einer Familienrechtsangleichung in Europa als eher fern liegend, so ist in der jüngsten Vergangenheit wegen der zunehmenden Parallelität der nationalen Rechtsentwicklung, der Mobilität im Binnenmarkt, aber auch wegen der stürmischen Entwicklung des europäischen internationalen Familienrechts das Interesse an Gemeinsamkeiten deutlich gewachsen. Die Grenzen einer einheitlichen internationalen Verfahrensordnung, aber auch kollisionsrechtlicher Bemühungen sind bereits heute sichtbar. Zwar gab es schon bislang einige, eher wenig beachtete Ansätze zur Harmonisierung. Die Arbeit an den CEFL-Prinzipien mit ihrer rechtsvergleichenden Zusammenschau und der Suche nach Gemeinsamkeiten, hat aber bestätigt, dass sich auf familienrechtlichem Gebiet ebenfalls einheitliche Grundsätze formulieren lassen. Die Formulierung der Prinzipien hat allerdings auch gezeigt, welche Schwierigkeiten sich auftun. Auch dort, wo ein Konsens grundsätzlich möglich erscheint, hängen einzelne familienrechtliche Fragen eng mit anderen familienrechtlichen Materien zusammen. Das Familienrecht ist zudem in besonderem Maße mit anderen Rechtsgebieten wie Verfahrens- und Sozialrecht, aber auch dem Vertrags- und Sachenrecht verwoben. Ein gemeinsamer Grundsatz lässt sich daher häufig (noch) nicht formulieren, so dass die CEFL-Prinzipien zum Scheidungs- und Unterhaltsrecht wichtige Einzelheiten einstweilen dem nationalen Recht überlassen haben. Da das Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht nach wie vor in Bewegung ist, haben die CEFL-Prinzipien auch die rechtspolitische Dimension nicht ausgespart. Mit Grundsätzen, welche tatsächlich nur den kleinsten gemeinsamen Nenner aller repräsentierten Rechtsordnungen widerspiegeln, aber letztlich an der Entwicklung vorbei gehen würden, wäre wohl niemandem gedient. Zwar bestand keine grundsätzliche Scheu vor rechtspolitischen Festlegungen. Allerdings war auch Zurückhaltung geboten, so dass nur Lösungen angeboten wurden, welche die Billigung der nationalen Sachverständigen gefunden haben. Damit deckt das bislang Erreichte zwar nur einen kleinen Teil des Familienrechts ab, ein Anfang in Richtung auf mehr Harmonisierung ist jedenfalls gemacht.
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